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Einleitung 

Der Deutsche Kanu-Verband e.V. („DKV“) bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme 
und begrüßt das Regelungsvorhaben in seiner Zielsetzung ausdrücklich. Als Bundesfachver-
band für den Kanusport mit rund 125.000 Mitgliedern in Vereinen und Landesverbänden vertritt 
der DKV eine Nutzergruppe, die auf intakte, vielfältige und funktionsfähige Gewässerland-
schaften unmittelbar angewiesen ist. Der Schutz der biologischen Vielfalt, die Wiederherstel-
lung natürlicher Gewässerstrukturen und die Stärkung des natürlichen Klimaschutzes liegen 
daher auch im ureigenen Interesse unserer Mitglieder. 

1. Der Kanusport als Partner der Natur – kein Gegensatz zum Natur-
schutz 
Der DKV weist darauf hin, dass der organisierte Kanusport seit Jahrzehnten aktiv zur „Gesun-
dung der Natur“ beiträgt, die dieser Gesetzentwurf zu Recht als Ziel formuliert: 

• Gewässerreinigung: Kanu-Vereine führen bundesweit regelmäßig und mehrmals im 
Jahr Flussputzaktionen („Clean-Ups“) durch, bei denen Müll und Fremdstoffe aus Gewäs-
sern und Uferbereichen entfernt werden – oft in Kooperation mit Kommunen und Was-
serwirtschaftsämtern. 

• Naturverträgliches Befahren / Umweltbildung: Der DKV schult seine Übungsleiterin-
nen und Übungsleiter verbindlich in naturverträglichem Verhalten auf dem Wasser. In 
dieser Konstellation und auch in Verbindung mit Naturschutzbehörden können Befah-
rungsregelungen (u. a. saisonale und streckenbezogene Einschränkungen zum Schutz 
von Brut-, Laich- und Rastzeiten) und naturverträgliches Paddeln am besten umgesetzt 
werden 

• Gewässerpatenschaften und Monitoring: Viele Vereine übernehmen Patenschaften 
für Gewässerabschnitte und melden Beobachtungen zu Wasserstand, Verunreinigungen 
oder Schädigungen der Ufervegetation an die zuständigen Stellen.  

• Ehrenamtliches Engagement: Diese Leistungen werden nahezu ausschließlich ehren-
amtlich erbracht und stellen einen erheblichen, in der Gesetzesbegründung bislang nicht 
gewürdigten Beitrag zur Erreichung der in Abschnitt A. des Entwurfs beschriebenen Ziele 
dar.  

Der DKV regt an, diesen Beitrag des organisierten Wassersports in der Begründung des Ge-
setzes ausdrücklich anzuerkennen und die Zusammenarbeit mit den Wassersportverbänden 
bei der Umsetzung der Natürlichen Infrastruktur (§ 20a) sowie des Biotopverbundes (§ 20) 
strukturell zu verankern. 

2. Zentrales Anliegen: Erhalt der durchgängigen Befahrbarkeit im Rah-
men des Gemeingebrauchs 
Das Befahren von Gewässern mit Booten ohne eigenen Antrieb ist in den Wassergesetzen 
der Länder ganz überwiegend als Gemeingebrauch ausgestaltet und damit integraler Bestand-
teil der wasserbezogenen Erholungsnutzung. Der DKV bittet dringend darum, sicherzustellen, 
dass die mit diesem Gesetz verfolgten, ausdrücklich begrüßten Ziele des Naturschutzes nicht 
zu einer schleichenden Einschränkung dieses Gemeingebrauchs führen. Konkret sieht der 
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DKV an folgenden Stellen des Entwurfs Klarstellungs- beziehungsweise Nachbesserungsbe-
darf: 

2.1 § 20a – Gewässer als „Natürliche Infrastruktur“ 
§ 20a Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe d bezieht „natürliche oberirdische Gewässer einschließ-
lich ihrer Uferzonen sowie Altauen“ ausdrücklich in die Kulisse der Natürlichen Infrastruktur 
ein. Damit können auch bei Kanufahrerinnen und Kanufahrern beliebte Wildwasser- und Wan-
derflüsse erfasst werden. In Verbindung mit § 15 Absatz 3b, wonach sich der Kompensations-
bedarf bei Eingriffen in diese Flächen um 20 Prozent erhöht, droht eine spürbare Verteuerung 
und Erschwerung notwendiger Wassersportinfrastruktur – etwa von Einstiegsstellen, Aus-
stiegs- und Rastplätzen, Beschilderung oder Sanierung bestehender Zugänge. 

Der DKV bittet um eine ausdrückliche Klarstellung, dass geringfügige, der wassersportlichen 
Erholungsnutzung dienende Infrastruktur – vergleichbar der bereits vorgesehenen Privilegie-
rung für Agroforstsysteme (§ 14 Absatz 2a) und für die Unterhaltung von Verkehrswegen (§ 
14 Absatz 4) – nicht dem erhöhten Kompensationsbedarf nach § 15 Absatz 3b unterfällt, sofern 
sie naturverträglich ausgeführt wird.“ 

2.2 § 1 Absatz 1a und Absatz 3 Nummer 4 – überragendes öffentliches Inte-
resse 
Der Entwurf nennt in § 1 Absatz 3 Nummer 4 ausdrücklich die „Verkehrsfunktion der Bun-
deswasserstraßen“ als bei der Gewässerentwicklung zu berücksichtigenden Belang. Eine ver-
gleichbare Nennung der wassersportlichen und sonstigen Erholungsnutzung von Gewässern 
fehlt. Der DKV bittet darum, den nichtmotorisierten Wassersport an dieser Stelle ausdrücklich 
als zu berücksichtigenden Belang aufzunehmen, damit er in künftigen Abwägungsentschei-
dungen – etwa bei Ausnahmegenehmigungen für die Befahrung von Natura-2000-Gebieten 
oder Kernzonen von Biosphärenreservaten – nicht strukturell benachteiligt wird. 

In diesem Zusammenhang weist der DKV auf das Bundeswasserstraßengesetz vom 12. Au-
gust 2025 hin. Nach dessen § 1 Absatz 1 Nummer 1 zählen zu den Bundeswasserstraßen die 
Binnenwasserstraßen des Bundes, „die dem Verkehr mit Güter- und Fahrgastschiffen oder der 
Sport- und Freizeitschifffahrt mit Wasserfahrzeugen dienen“. Der Bundesgesetzgeber stellt die 
Sport- und Freizeitschifffahrt damit bereits selbst ausdrücklich gleichrangig neben den Güter- 
und Fahrgastverkehr. Der DKV regt an, diese bestehende Wertung des Bundeswasserstra-
ßengesetzes auch im Bundesnaturschutzgesetz konsequent nachzuvollziehen und den nicht-
motorisierten Wassersport in § 1 Absatz 3 Nummer 4 des Entwurfs gleichrangig neben die 
Verkehrsfunktion der Bundeswasserstraßen zu stellen. 

2.3 § 14 Absatz 5 – privilegierte Renaturierungsmaßnahmen und Gewässersi-
cherheit 
Der DKV begrüßt ausdrücklich die Erleichterung ökologischer Verbesserungsmaßnahmen an 
Gewässern (Totholzelemente, Wiederanbindung von Altarmen, Rückverlegung von Ufersiche-
rungen u. a.). Diese Maßnahmen können jedoch die Gefahrenlage auf vielbefahrenen Freizeit- 
und Wildwasserstrecken verändern, etwa durch neue Hindernisse oder veränderte Strö-
mungsverhältnisse. Da Übungsleiterinnen und Übungsleiter des DKV nach geltendem Recht 
eine strafrechtliche Garantenstellung für die von ihnen geführten Gruppen tragen und Gefah-
renstellen erkennen und beherrschen müssen, bittet der DKV um Aufnahme einer Regelung, 
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wonach die zuständigen Behörden bei der Planung entsprechender Maßnahmen an intensiv 
wassersportlich genutzten Gewässerabschnitten die örtlichen Wassersport- und Sicherheits-
verbände frühzeitig beteiligen und über neu geschaffene Gefahrenstellen informieren. 

2.4 § 20 Absatz 1 – Ausweitung des Biotopverbundes auf 15 Prozent 
Der DKV unterstützt eine ambitionierte Weiterentwicklung des Biotopverbundes. Er bittet je-
doch darum, bei der konkreten Flächenausweisung durch die Länder sicherzustellen, dass 
etablierte, seit Langem genutzte Befahrungsstrecken und die dafür erforderliche Infrastruktur 
nicht ohne Beteiligung der betroffenen Wassersportverbände in Schutzkategorien mit ein-
schränkender Wirkung überführt werden. Eine frühzeitige Einbindung in die Landschaftspla-
nung würde Konflikte im Vollzug spürbar reduzieren. 

3. Zusammenfassung der Forderungen 
• Ausdrückliche Anerkennung des ehrenamtlichen Beitrags des organisierten Kanusports 

zu Gewässerreinigung, Naturschutz und naturverträglicher Erholungsnutzung in der Ge-
setzesbegründung. 

• Klarstellung bzw. Bagatellregelung in § 15 Absatz 3b, dass geringfügige, naturverträgli-
che Wassersportinfrastruktur nicht dem 20-prozentigen Kompensationszuschlag für Ein-
griffe in die Natürliche Infrastruktur unterfällt. 

• Ausdrückliche Nennung des nichtmotorisierten Wassersports als zu berücksichtigender 
Belang in § 1 Absatz 3 Nummer 4, gleichrangig zur „Verkehrsfunktion der Bundeswas-
serstraßen“. 

• Beteiligungs- und Informationspflicht der Behörden gegenüber Wassersport- und Sicher-
heitsverbänden bei Renaturierungsmaßnahmen nach § 14 Absatz 5 auf intensiv befah-
renen Gewässerabschnitten. 

• Frühzeitige Einbindung der Wassersportverbände in die Ausweisung neuer Biotopver-
bundflächen nach § 20, um den Erhalt des Gemeingebrauchs am Gewässer zu sichern. 

Der DKV steht für Gespräche gerne zur Verfügung und bittet darum, bei der weiteren Ausge-
staltung des Gesetzentwurfs sowie bei der nachfolgenden untergesetzlichen Konkretisierung 
der Natürlichen Infrastruktur frühzeitig beteiligt zu werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Duisburg, 8. Juli 2026 
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